
1. Ein Verpflichtungsbegehren, das ein Schengen-Visum zum Gegenstand hat, erledigt sich auch nach
Ablauf der im Antrag bezeichneten Reisedaten nicht, wenn dem Begehren erkennbar kein zeitlich
bestimmter Reiseanlass zugrunde liegt, sondern dieses fortbesteht und vom Antragsteller weiter-
verfolgt wird. In diesen Fällen gebietet es Art. 19 Abs. 4 GG, im Wege der Verpflichtungsklage über
das Visumsbegehren zu entscheiden.

2. Die Erteilung eines Schengen-Visums richtet sich nach Art. 1 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr.
810/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 über einen Visakodex der
Gemeinschaft (- Visakodex -, ABl. L 243 S. 1); die in § 6 AufenthG zur Erteilung von Schengen-Visa
getroffenen Regelungen finden keine Anwendung mehr.

3. Die Entscheidung über die Erteilung eines Schengen-Visums, das für das gesamte Hoheitsgebiet der
Mitgliedstaaten gültig sein soll (einheitliches Visum), ist im Visakodex als gebundene Entscheidung
ausgestaltet. Die Erfüllung der materiellen Erteilungsvoraussetzungen unterliegt uneingeschränkt der
gerichtlichen Überprüfung.

4. Die Erteilung eines einheitlichen Visums ist nach Maßgabe des Visakodex zu versagen, wenn nach
dem Ergebnis einer umfassenden Risikobewertung begründete Zweifel an der Rückkehrbereitschaft
des Antragstellers bestehen. An der zur alten Rechtslage ergangenen obergerichtlichen Recht-
sprechung, wonach Zweifel an der Rückkehrbereitschaft der Visumserteilung auf der Tatbestands-
ebene nur dann entgegenstehen, wenn die Wahrscheinlichkeit eines beabsichtigten dauerhaften
Verbleibs höher einzuschätzen ist als die Wahrscheinlichkeit der Rückkehr, wird nicht festgehalten.

5. Das Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Ukraine über Erleichterungen
bei der Erteilung von Visa (ABl. EU 2007 L 332 S. 68) hat Vorrang gegenüber dem Visakodex, soweit
es Regelungen zur Erteilung von Visa enthält. So schließen die Regelungen in Art. 4 des Abkommens
zum Nachweis des Reisezwecks weitergehende Nachweisanforderungen aufgrund von Art. 5 Abs. 1
Buchstabe c Schengener Grenzkodex oder von Art. 14 Abs. 1 Buchstabe a und Abs. 3 Visakodex aus.
Dagegen lässt das Abkommen die nach Art. 21 Abs. 1 und. Art. 32 Abs. 1 Visakodex gebotene
Beurteilung, ob das Risiko der rechtswidrigen Einwanderung besteht, und ob der Antragsteller
beabsichtigt, vor Ablauf der Gültigkeitsdauer des beantragten Visums das Hoheitsgebiet der
Mitgliedsstaaten zu verlassen, sowie eine daran ggf. anknüpfende Visumsversagung unberührt.

(Amtliche Leitsätze)

OVG 2 B 16.09

Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg

Urteil vom 24.06.2010

T e n o r

Die Berufung der Kläger wird zurückgewiesen.

Die Kläger tragen die Kosten des Berufungsverfahrens.

Das Urteil ist hinsichtlich der Kosten vorläufig vollstreckbar.

Die Kläger dürfen die Vollstreckung durch Sicherheitsleistung in Höhe des zu vollstreckenden
Betrages abwenden, wenn nicht die Beklagte vor der Vollstreckung Sicherheit in gleicher Höhe leistet.

Die Revision wird zugelassen.
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T a t b e s t a n d

Die Kläger, ukrainische Staatsangehörige, begehren die Erteilung von Schengen-Visa zum Besuch

ihres Ehemannes bzw. Vaters, der ebenfalls ukrainischer Staatsangehöriger ist.

Die Kläger beantragten am 5. August 2008 bei der Botschaft der Beklagten in Kiew (Botschaft) für die

Zeit vom 6. bis 26. August 2008 Visa zum Besuch ihres Ehemannes bzw. Vaters, der im Besitz einer

unbefristeten Aufenthaltserlaubnis ist. Dieser war im Jahr 2004 im Rahmen der Aufnahme jüdischer

Zuwanderer aus den Nachfolgestaaten der ehemaligen Sowjetunion in die Bundesrepublik Deutsch-

land eingereist und hatte die Klägerin im Jahr 2006 geheiratet; er bezieht Leistungen zur Sicherung

des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch des Sozialgesetzbuches. Von der Botschaft zu den

Umständen des beabsichtigten Besuchsaufenthalts befragt, gab die Klägerin sinngemäß an, eine

Familienzusammenführung sei vorgesehen, über den Nachzug wolle sie aber erst nach der Reise

entscheiden, die dem Ziel diene, die Lebensbedingungen abzuschätzen. Sie legte eine schriftliche

Einladung ihres Gastgebers vor. Noch am Tag der Antragstellung wurde das Visumsbegehren

abgelehnt.

Auf die Remonstration der Kläger hin stellte die Botschaft weitere Sachverhaltsermittlungen an und

hielt mit Remonstrationsbescheid vom 17. Dezember 2008 – zugestellt am 12. Januar 2009 – an der

Ablehnung der Anträge fest. Zur Begründung hieß es im Wesentlichen: Die Anträge müssten zum

einen abgelehnt werden, da die Klägerin unter Vorlage einer gefälschten Arbeitsbescheinigung falsche

Angaben zu ihrer beruflichen Situation gemacht und damit einen Ausweisungsgrund verwirklicht

habe. Zum anderen bestehe aus im Einzelnen dargelegten Gründen keine ausreichende Gewähr für die

Rückkehrbereitschaft der Kläger. Die Versagung der Besuchsvisa beeinträchtige deren Beziehung zu

ihrem Ehemann bzw. Vater auch nicht in unzumutbarer Weise, da dieser jederzeit die Möglichkeit

habe, die Kläger in der Ukraine zu besuchen.

Die Kläger haben mit der am 12. Februar 2009 erhobenen Klage ihr auf Visaerteilung gerichtetes

Begehren weiterverfolgt und sich gegen den Vorwurf gewandt, eine gefälschte Arbeitsbescheinigung

vorgelegt zu haben. Sie haben näher zu ihren persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen im

Heimatland vorgetragen und bekräftigt, ein Verbleiben in der Bundesrepublik Deutschland sei nicht

geplant, wofür bereits spreche, dass sich die Klägerin die erforderlichen Deutschkenntnisse noch nicht

angeeignet habe. Im Hinblick auf Art. 6 des Grundgesetzes (GG) reiche es nicht aus, dass ihr Ehe-

mann bzw. Vater sie in der Ukraine besuchen könne, vielmehr müsse die Besuchsmöglichkeit beid-

seitig bestehen. Zudem lasse der Ablehnungsbescheid außer Acht, dass die von ihnen vorgelegte

schriftliche Einladung nach dem von der Europäischen Gemeinschaft und der Ukraine geschlossenen

Abkommen über Erleichterungen bei der Erteilung von Visa zum Nachweis des Reisezwecks genüge.

Das Verwaltungsgericht hat die Klage mit dem angefochtenen Urteil vom 27. April 2009 abgewiesen
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und im Wesentlichen ausgeführt, die Versagung der Visumserteilung sei auch in Anbetracht des Visa-

erleichterungsabkommens ermessensfehlerfrei erfolgt.

Gegen dieses – ihnen am 4. Mai 2009 zugestellte – Urteil haben die Kläger am 4. Juni 2009 die vom

Verwaltungsgericht zugelassene Berufung eingelegt, mit der sie ihr Verpflichtungsbegehren weiter-

verfolgen. Zur Begründung führen sie aus: Im Zusammenhang mit ihrer Rückkehrbereitschaft dürfe

ihnen der Wunsch, die Reise gemeinsam anzutreten, nicht „angelastet“ werden. Auch die relativ kurze

Dauer des derzeitigen Arbeitsverhältnisses der Klägerin erlaube keine negativen Rückschlüsse auf

deren Rückkehrwillen. Die Vorschriften des Visaerleichterungsabkommens zum Nachweis des Reise-

zwecks brächten zum Ausdruck, dass bei Erfüllung der dort aufgeführten minimalen Voraussetzungen

eine grundsätzliche Erlaubnis zum Besuch der Länder der Europäischen Union (EU) bestehe. Soweit

mit dieser Erleichterung der Reisemöglichkeit ein gewisses Risiko illegaler Migration verbunden sei,

habe man dies auf Seiten der EU – wie insbesondere den einführenden Erklärungen der Vertrags-

parteien zu entnehmen sei – im Hinblick auf die beabsichtigte bessere Zusammenarbeit mit der

Ukraine bewusst in Kauf genommen.

Die Kläger beantragen,

das Urteil des Verwaltungsgerichts Berlin vom 27. April 2009 zu ändern und die Beklagte unter

Aufhebung des Remonstrationsbescheides der Botschaft der Bundesrepublik Deutschland in

Kiew vom 17. Dezember 2008 zu verpflichten, ihnen Visa zum Besuch ihres Ehemannes bzw.

Vaters zu erteilen,

sowie hilfsweise festzustellen, dass die Ablehnung der Erteilung von Besuchsvisa durch den

Remonstrationsbescheid der Botschaft der Bundesrepublik Deutschland in Kiew vom 17.

Dezember 2008 rechtswidrig war.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurückzuweisen.

Die Beklagte verteidigt den angegriffenen Bescheid und führt hierzu aus: Das mit der Ukraine

geschlossene Visaerleichterungsabkommen enthalte – wovon auch die zwischen der Europäischen

Kommission und der Ukraine vereinbarten Anwendungshinweise ausgingen – lediglich Verfahrens-

erleichterungen, befreie jedoch nicht von der Überprüfung der materiellen Erteilungsvoraussetzungen,

deren Regelung weiterhin den Mitgliedstaaten vorbehalten sei. Die tatbestandlichen Voraussetzungen,

die § 6 Abs. 1 des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG) i.V.m. dem Schengener Grenzkodex aufstelle,

seien jedoch vorliegend nicht erfüllt, da die Kläger ihre Rückkehrwilligkeit nicht nachgewiesen hätten.
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Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die Streitakte und die Visums-

vorgänge der Beklagten verwiesen, die vorgelegen haben und Gegenstand der mündlichen

Verhandlung gewesen sind.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e

Die nach ihrer Zulassung durch das Verwaltungsgericht statthafte und auch im Übrigen zulässige

Berufung der Kläger ist unbegründet.

Die Klage hat weder mit dem Hauptantrag noch mit dem Hilfsantrag Erfolg.

1. Das Verwaltungsgericht hat die mit dem Hauptantrag weiterverfolgte Verpflichtungsklage zu Recht

abgewiesen. Den Klägern steht kein Anspruch auf Erteilung der begehrten Visa zum Besuch ihres

Ehemannes bzw. Vaters zu, so dass der angefochtene Ablehnungsbescheid der Botschaft der Bundes-

republik Deutschland in Kiew jedenfalls im Ergebnis rechtmäßig ist und sie nicht in ihren Rechten

verletzt (vgl. § 113 Abs. 5 der Verwaltungsgerichtsordnung – VwGO –).

a) Die Klage ist zulässig. Statthafte Klageart ist die Verpflichtungsklage (§ 42 Abs. 1 Alt. 2 VwGO).

Die Kläger haben ein rechtsschutzwürdiges Interesse an einer gerichtlichen Entscheidung über das von

ihnen prozessual geltend gemachte Verpflichtungsbegehren.

Zwar ist der Besuchszeitraum vom 6. bis 26. August 2008, den die Kläger in den Antragsformularen

angegeben hatten, zwischenzeitlich verstrichen, so dass die Erteilung von Visa für diesen Zeitraum

objektiv nutzlos für sie geworden ist. Das den Visumsanträgen zugrundeliegende Besuchsbegehren hat

sich gleichwohl nicht aufgrund Zeitablaufs erledigt. Denn der Besuchswunsch der Kläger war nicht an

ein bestimmtes, terminlich feststehendes Ereignis gebunden und bestand unabhängig davon, ob er sich

bereits kurzfristig zu den bezeichneten Reisedaten oder erst zu einem späteren Zeitpunkt realisieren

lassen würde. Dies war für die Beklagte auch ohne Weiteres anhand der Angaben erkennbar, die die

Klägerin bei ihrer Befragung durch Botschaftsangehörige zum Zweck der Reise gemacht hat. Wie in

dem hierüber angefertigten Vermerk sinngemäß festgehalten, sollte der Besuch den Klägern dazu die-

nen, die Lebensbedingungen ihres Ehemannes bzw. Vaters in der Bundesrepublik Deutschland ken-

nenzulernen, um auf der Grundlage der dabei gewonnenen Einschätzung eine endgültige Entscheidung

über den bereits ins Auge gefassten Familiennachzug treffen zu können. Etwas anderes ergibt sich

auch nicht daraus, dass die Kläger auf den Antragsformularen einen kalendarisch bestimmten

Besuchszeitraum eingetragen haben. Dies war aus ihrer Sicht bereits deshalb geboten, weil sie die

Anreise nach ihrer Reiseplanung bereits an dem auf die Antragstellung folgenden Tag antreten wollten

und daher auf eine unverzügliche Bearbeitung angewiesen waren. Abgesehen davon hätten sie sich bei

Fehlen eines konkreten Ankunfts- bzw. Abreisedatums in den hierfür vorgesehenen Formularfeldern
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(Nr. 30 und 31) dem Risiko ausgesetzt, dass ihr Antrag mangels vollständiger Angaben nicht bearbei-

tet worden wäre (vgl. Kapitel V Nr. 1.1., 2. Spiegelstrich der bei Antragstellung noch maßgeblichen

Gemeinsamen Konsularischen Instruktion an die diplomatischen Missionen und die konsularischen

Vertretungen, die von Berufskonsularbeamten geleitet werden – GKI –, ABl. EU 2005 C 326 S. 1).

Auch das weitere Verhalten der Kläger lässt keinen Zweifel daran, dass sie ihr auf möglichst zeitnahe

Verwirklichung des fortbestehenden Besuchswunsches gerichtetes Begehren weiterverfolgen wollen.

So haben sie sich mit ihrem nach dem ursprünglich geplanten Reiseantritt verfassten Remonstrations-

schreiben gegen die Ablehnung der beantragten Besuchsvisa gewandt und auch im gerichtlichen

Verfahren in beiden Instanzen an dem von ihnen formulierten Verpflichtungsantrag festgehalten.

In dieser Situation widerspräche es der Verpflichtung der Gerichte zur Gewährung effektiven

Rechtsschutzes (Art. 19 Abs. 4 GG), die Visumsbegehren unter Hinweis auf das Antragserfordernis

(vgl. § 81 AufenthG) als erledigt anzusehen und die Kläger auf die wegen des erforderlichen besonde-

ren Rechtsschutzinteresses prozessual ungünstigere und zugleich rechtsschutzschwächere Fort-

setzungsfeststellungklage (§ 113 Abs. 1Satz 4 VwGO entsprechend) zu verweisen (vgl. OVG Berlin-

Brandenburg, Urteil vom 9. Oktober 2008 – OVG 12 B 44.07 –, S. 8 UA, und Beschluss vom 1. April

2009 – OVG 12 M 113.08 –, juris Rn. 3; a.A. OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 18. Dezember

2009 – OVG 3 B 6.09 –, juris, Rn. 29 ff.). Die Gefahr einer Rechtsschutzlücke ergibt sich daraus, dass

die für die Beurteilung der Visumserteilungsvoraussetzungen maßgeblichen tatsächlichen Umstände –

insbesondere im Hinblick auf die Bestreitung des Lebensunterhalts und den Rückkehrwillen – nicht

selten einem raschen Wandel unterworfen sind, was dazu führen kann, dass bereits im gerichtlichen

Verfahren eine konkrete Wiederholungsgefahr nicht (mehr) besteht oder ein zugunsten der Kläger

ergangenes Feststellungsurteil bei erneuter Antragstellung aufgrund einer zwischenzeitlichen Ände-

rung der maßgeblichen Tatsachengrundlage überholt ist, ohne dass den Klägern im Fall der Ablehnung

eines erneuten Antrages vor Ablauf des dabei angegebenen Besuchszeitraums gerichtlicher Rechts-

schutz gewährt werden kann.

Der hiergegen von der Beklagten erhobene Einwand, es sei ihr unmöglich, einen in zeitlicher Hinsicht

unbestimmten, quasi zeitlosen Antrag auf Erteilung eines Visums zu Besuchszwecken zu verbeschei-

den, vermag bereits deshalb nicht zu überzeugen, weil es bei den vorliegend in Rede stehenden Fall-

gestaltungen nicht um die Erteilung eines Visums ohne zeitliche Begrenzung geht, sondern das

Begehren vielmehr auf die Erteilung eines Besuchsvisums für einen geplanten Aufenthalt im

Schengen-Raum von höchstens drei Monaten je Sechsmonatszeitraum zum nächstmöglichen Zeit-

punkt gerichtet ist. Das Fortbestehen des Besuchswunsches über den im Antragsformular bezeichneten

Zeitraum hinaus hindert die Beklagte nicht etwa daran, unverzüglich über den Antrag auf der Grund-

lage der ihr aktuell zur Verfügung stehenden Informationen zu entscheiden. Auch die Bedenken, die

die Beklagte im Hinblick darauf geäußert hat, dass zum Nachweis der Lebensunterhaltssicherung
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abgegebene Verpflichtungserklärungen typischerweise im Lauf der Zeit an Werthaltigkeit verlieren

und die Geltungsdauer von Krankenversicherungen meist zeitlich auf die geplante Aufenthaltsdauer

begrenzt abgeschlossen werden, greifen nicht durch. Denn bei Verpflichtungsklagen auf Erteilung

eines Aufenthaltstitels ist grundsätzlich auf die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der letzten münd-

lichen Verhandlung oder Entscheidung in der Tatsacheninstanz abzustellen (vgl. BVerwG, Urteil vom

30. März 2010 – 1 C 8.09 –, juris, Rn. 10 m.w.N.), so dass auch nach der Entscheidung der Beklagten

über den Visumsantrag eingetretene entscheidungsrelevante Änderungen tatsächlicher und rechtlicher

Art bei der Entscheidungsfindung zu berücksichtigen sind.

b) Die Verpflichtungsklage ist jedoch unbegründet, da die Voraussetzungen für die Erteilung der

beantragten Visa nicht vorliegen.

Rechtsgrundlage für die Erteilung der streitgegenständlichen Schengen-Visa ist nunmehr allein die auf

Art. 62 Nr. 2 des Vertrages zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft (EGV) gestützte

Verordnung (EG) Nr. 810/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 über

einen Visakodex der Gemeinschaft (– Visakodex, VK –, ABl. EU L 243 S. 1), die in den hier maß-

geblichen Teilen seit dem 5. April 2010 gilt (Art. 58 Abs. 2 VK). Nach Art. 1 Abs. 1 VK werden mit

dieser für die an den Schengen-Besitzstand gebundenen Mitgliedsstaaten unmittelbar geltenden Ver-

ordnung die Verfahren und Voraussetzungen für die Erteilung von Visa für die Durchreise durch das

Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten oder für geplante Aufenthalte in diesem Gebiet von höchstens drei

Monaten je Sechsmonatszeitraum festgelegt. Der Visakodex enthält dazu detaillierte und umfassende

Regelungen. Der Wille zu einer abschließenden Regelung kommt ferner in der Begründungserwägung

Nr. 28 zum Ausdruck, wonach die Gemeinschaft im Einklang mit dem in Art. 5 EGV niedergelegten

Subsidiaritätsprinzip tätig werden könne, da das in Art. 1 Abs. 1 dieser Verordnung bezeichnete Re-

gelungsziel auf der Ebene der Mitgliedstaaten nicht ausreichend verwirklicht werden könne und daher

besser auf Gemeinschaftsebene zu verwirklichen sei. Die in § 6 AufenthG getroffenen Regelungen

sind deshalb nicht mehr anwendbar, soweit sie die Erteilung von Schengen-Visa betreffen.

Die Entscheidung über die Erteilung eines Visums für einen Aufenthalt im Schengen-Raum von höch-

stens drei Monaten je Sechsmonatszeitraum (vgl. Art. 2 Nr. 2 Buchstabe a VK), das – wie die

vorliegend begehrten Visa – für das gesamte Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten gültig sein soll (sog.

„einheitliches Visum“, vgl. Art. 2 Nr. 3 VK), ist im Visakodex als gebundene Entscheidung aus-

gestaltet. Ergibt sich nach Abschluss der in Art. 18 und 19 VK vorgesehenen Zuständigkeits- und

Zulässigkeitsprüfung, dass die in Art. 21 VK niedergelegten materiellen Voraussetzungen für die

Visumserteilung vorliegen, so ist – vorbehaltlich einer ggf. nach Art. 22 VK notwendigen Konsulta-

tion eines anderen Mitgliedsstaats – nach Art. 23 Abs. 4 Buchstabe a VK ein einheitliches Visum zu

erteilen. Zu verweigern ist das Visum grundsätzlich nur dann, wenn die in Art. 32 VK spiegelbildlich

zu Art. 21 VK normierten Versagungsgründe vorliegen (Art. 23 Abs. 4 Buchstabe c VK). Der zustän-
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digen Auslandsvertretung (im Visakodex einheitlich als „Konsulat“ bezeichnet, vgl. Art. 2 Nr. 9 VK)

verbleibt danach bei Vorliegen der formellen und materiellen Voraussetzungen für die Visums-

erteilung kein Ermessensspielraum. Der Antragsteller hat in diesen Fällen vielmehr einen Anspruch

auf Visumserteilung. Dabei unterliegen die nach Art. 21 bzw. Art. 32 VK zu prüfenden materiellen

Erteilungsvoraussetzungen bzw. Versagungsgründe in vollem Umfang der gerichtlichen Kontrolle.

aa) Die Kläger haben zwar den Zweck des beabsichtigten Aufenthalts entsprechend den für sie gelten-

den Anforderungen des Abkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Ukraine über

Erleichterungen bei der Erteilung von Visa (– Visaerleichterungsabkommen, VEA –, ABl. EU 2007 L

332 S. 68), das zum 1. Januar 2008 in Kraft getreten ist (ABl. EU L 24 S. 53), durch Vorlage einer

schriftlichen Einladung ihres Ehemannes bzw. Vaters hinreichend belegt.

Nach Art. 21 Abs. 1 Halbsatz 1 VK ist bei der Prüfung eines Antrages auf ein einheitliches Visum

festzustellen, ob der Antragsteller die Einreisevoraussetzungen nach Art. 5 Absatz 1 Buchstaben a, c, d

und e des Schengener Grenzkodexes (Verordnung [EG] Nr. 562/2006 des Europäischen Parlaments

und des Rates vom 15. März 2006 über einen Gemeinschaftskodex für das Überschreiten der Grenzen

durch Personen, ABl. EU L 105 S. 1, – SGK –, zuletzt geändert durch Art. 2 Verordnung [EG] Nr.

265/2010 vom 25. März 2010, ABl. L 85 S. 1) erfüllt. Art. 5 Absatz 1 Buchstabe c Halbsatz 1 SGK

sieht vor, dass ein Drittstaatsangehöriger u.a. den Zweck des beabsichtigten Aufenthalts belegen muss.

Entsprechend bestimmt Art. 21 Abs. 3 Buchstabe b Halbsatz 1 VK, dass das Konsulat bei der

Kontrolle, ob der Antragsteller die Einreisevoraussetzungen erfüllt, prüft, ob die Angaben des Antrag-

stellers zum Zweck des beabsichtigten Aufenthalts begründet sind, und Art. 32 Abs. 1 Buchstabe a

Ziffer ii VK schreibt vor, dass das Visum verweigert wird, wenn der Antragsteller den Zweck des

geplanten Aufenthalts nicht begründet. Um die Überprüfung seiner diesbezüglichen Angaben zu

ermöglichen, hat der Antragsteller bei der Beantragung eines einheitlichen Visums u.a. Unterlagen mit

Angaben zum Zweck der Reise vorzulegen (Art. 14 Abs. 1 Buchstabe a VK), wobei Anhang II zum

Visakodex eine „nicht erschöpfende“ Liste von Belegen enthält, deren Vorlage das Konsulat von dem

Antragsteller verlangen kann (Art. 14 Abs. 3 VK).

Für die Kläger werden die in Art. 14 Abs. 1 Buchstabe a sowie Abs. 3 i.V.m. Anhang II VK enthalte-

nen Bestimmungen zum Nachweis des Reisezwecks durch die Regelungen in Art. 4 des zwischen der

Europäischen Gemeinschaft und der Ukraine abgeschlossenen Abkommens über Erleichterungen bei

der Erteilung von Visa ersetzt, das für die Europäische Union ebenso verbindlich ist wie für die

Bundesrepublik Deutschland als deren Mitgliedstaat (vgl. Art. 216 Abs. 2 des Vertrags über die

Arbeitsweise der Europäischen Union – AEUV – bzw. zuvor Art. 300 Abs. 7 EGV). Nach Art. 4 VEA

genügt für bestimmte, im Einzelnen aufgezählte Gruppen von Staatsangehörigen der Ukraine zum

Nachweis des Zwecks ihrer Reise in das Gebiet der anderen Vertragspartei die Vorlage der jeweils

bezeichneten Dokumente. Die Vorlage weiterer Belege ist nicht erforderlich. Dies ergibt sich sowohl
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aus dem allgemeinen Zweck des Abkommens, die Erteilung von Kurzzeitvisa für Staatsangehörige der

Ukraine zu erleichtern (Art. 1 Abs. 1 VEA), als auch aus der spezielleren Regelung in Art. 4 Abs. 3

VEA, wonach für den von Art. 4 Abs. 1 VEA erfassten Personenkreis Visa sämtlicher Arten nach dem

vereinfachten Verfahren ausgestellt werden, bei dem weder die in den Rechtsvorschriften der Mit-

gliedstaaten vorgesehenen weiteren Angaben zum Reisegrund, noch eine weitere Einladung oder

Bestätigung des Reisezwecks vorgeschrieben werden dürfen. Bestätigt wird der Vorrang der in dem

Abkommen enthaltenen Regelungen – ohne dass es darauf ankommt, ob sie verfahrensrechtlicher oder

materiell-rechtlicher Art sind – im Umkehrschluss auch durch die Regelung in Art. 2 Abs. 2 VEA,

wonach die innerstaatlichen Vorschriften der Ukraine oder der Mitgliedstaaten sowie das Gemein-

schaftsrecht in den Fällen Anwendung finden, die in diesem Abkommen nicht geregelt sind. Der

Vorrang der von der Europäischen Union mit verschiedenen Staaten abgeschlossenen Visaerleichte-

rungsabkommen wird schließlich auch durch den Visakodex nicht infrage gestellt, dessen 26.

Begründungserwägung ausdrücklich zugrundelegt, dass in bilateralen Abkommen zwischen der

Gemeinschaft und Drittländern zur Erleichterung der Bearbeitung von Visumsanträgen von dieser

Verordnung abweichende Bestimmungen festgelegt werden können.

Die von den Klägern vorgelegte Einladung ihres Ehemannes bzw. Vaters entspricht – was zwischen

den Beteiligten außer Streit steht – den in Art. 4 Abs. 1 Buchstabe j VEA geregelten Anforderungen

an den Nachweis des Reisezwecks. Danach genügt für enge Verwandte – u.a. Ehepartner und Kinder –

, die Staatsangehörige der Ukraine besuchen wollen, die im Gebiet eines Mitgliedstaates rechtmäßig

wohnhaft sind, eine schriftliche Einladung des Gastgebers, die bestimmte Angaben zum Gast (Art. 4

Abs. 2 Buchstabe a VEA) und zum Gastgeber (Art. 4 Abs. 2 Buchstabe b VEA) enthalten muss.

bb) Die begehrten Besuchsvisa sind gleichwohl zu versagen, da bei der nach Art. 21 Abs. 1 VK

gebotenen Risikobewertung begründete Zweifel an der Rückkehrbereitschaft der Kläger bestehen und

damit eine Gefahr für die öffentliche Ordnung i.S.v. Art. 5 Abs. 1 Buchstabe e SGK vorliegt.

Gemäß Abs. 1 Halbsatz 2 des mit „Prüfung der Einreisevoraussetzungen und Risikobewertung“ über-

schriebenen Art. 21 VK ist bei der Prüfung eines Antrages auf ein einheitliches Visum insbesondere

zu beurteilen, ob bei dem Antragsteller das Risiko der rechtswidrigen Einwanderung besteht und ob er

beabsichtigt, vor Ablauf der Gültigkeitsdauer des beantragten Visums das Hoheitsgebiet der Mitglied-

staaten zu verlassen. Nach Art. 32 Abs. 1 VK wird das Visum u.a. verweigert, wenn der Antragsteller

als eine Gefahr für die öffentliche Ordnung eingestuft wird (Buchstabe a Ziff. vi), oder begründete

Zweifel an der von ihm bekundeten Absicht bestehen, das Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten vor

Ablauf der Gültigkeit des beantragten Visums zu verlassen (Buchstabe b).

Gegenüber diesen an die Rückkehrbereitschaft bzw. das Risiko einer rechtswidrigen Einwanderung

anknüpfenden Erteilungsvoraussetzungen und Versagungsgründen werden die Kläger durch das mit
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der Ukraine abgeschlossene Visaerleichterungsabkommen nicht privilegiert, da das Abkommen inso-

weit keine Regelung enthält (vgl. Art. 2 Abs. 2 VEA). Die zu ihren Gunsten anwendbare Bestimmung

des Art. 4 VEA zum Nachweis des Reisezwecks erschöpft sich, wie Art. 4 Abs. 3 VEA verdeutlicht, in

der abschließenden Regelung der dazu erforderlichen Angaben und Belege. Ukrainische Staatsangehö-

rige werden hierdurch lediglich von möglicherweise weitergehenden Nachweisanforderungen zum

Reisezweck auf der Grundlage des Art. 14 Abs. 1 Buchstabe a und Abs. 3 VK sowie von Art. 5 Abs. 1

Buchstabe c SGK entlastet. Die Überprüfung ihrer Rückkehrbereitschaft und eine daran anknüpfende

Visumsverweigerung werden damit nicht ausgeschlossen. Gegen ein anderes Verständnis der vertrag-

lichen Regelung spricht im Übrigen, dass die Verhinderung der rechtswidrigen Einwanderung einen

wesentlichen Zweck des Visumsverfahrens darstellt und sich die Vertragsparteien ausdrücklich dazu

bekannt haben, dass Visaerleichterungen nicht zur illegalen Migration führen sollten (vierter

Erwägungsgrund des Abkommens).

Ausgehend von den in Art. 21 Abs. 1 und 32 Abs. 1 VK getroffenen Regelungen fehlt es an den tat-

bestandlichen Voraussetzungen für die Visumserteilung, wenn nach dem Ergebnis einer umfassenden

Risikobewertung begründete Zweifel an der Absicht des Antragstellers bestehen, das Visum zum

angegebenen Aufenthaltszweck zu nutzen und fristgemäß den Schengen-Raum zu verlassen. Dieser

Wahrscheinlichkeitsmaßstab wird durch Art. 32 Abs. 1 Buchstabe b VK vorgegeben. Diese Bestim-

mung spricht zwar unmittelbar nur die Gefahr einer nicht rechtzeitigen Ausreise an. Hinsichtlich des

noch schwerer wiegenden Risikos einer rechtswidrigen Einwanderung können jedoch keine höheren

Anforderungen gelten. Im Rahmen einer einzelfallbezogenen Gesamtbetrachtung ist unter Beachtung

des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit auf der Grundlage aller verfügbaren Informationen (vgl. Art.

21 Abs. 9 Satz 2 VK) eine Prognoseentscheidung zur Wahrscheinlichkeit einer nicht rechtzeitigen

Ausreise oder rechtswidrigen Einwanderung zu treffen, die Schwere der mit einer illegalen Migration

verbundenen Gefahr in den Blick zu nehmen und dabei – soweit einschlägig – der besondere Schutz

zu beachten, den Ehe und Familie nach Art. 6 GG, Art. 8 der Europäischen Konvention zum Schutze

der Menschenrechte (EMRK) und Art. 7 der Grundrechte-Charta (GRCh, ABl. EU 2010 C 83 S. 389)

genießen. An die zur alten Rechtslage ergangene obergerichtliche Rechtsprechung, wonach Zweifel an

der Rückkehrbereitschaft einer Visumserteilung auf der Tatbestandsebene nur dann entgegenstehen,

wenn die Wahrscheinlichkeit eines beabsichtigten dauerhaften Verbleibs wesentlich höher einzuschät-

zen ist als die Wahrscheinlichkeit der Rückkehr (vgl. OVG Nordrh.-Westf., Urteil vom 31. Mai 1995 –

17 A 3538.92 –, NVwZ-RR 1996, 608, zum Regelversagungsgrund in § 7 Abs. 2 Nr. 3 AuslG [jetzt: §

5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 AufenthG] und OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 18. Dezember 2009,

a.a.O. Rn. 41 m.w.N. zu Art. 5 Abs. 1 Buchstabe e SGK), kann bereits deshalb nicht angeknüpft wer-

den, weil diese eine auf der Rechtsfolgeseite nachgeschaltete Ermessensentscheidung voraussetzt, in

deren Rahmen eine Abwägung des Risikos zweckfremder Nutzung des Visums mit dem Gewicht des

angegebenen kurzfristigen Aufenthaltszwecks erfolgt (vgl. BVerwG, Beschluss vom 21. Oktober 1996

– 1 B 113.96 –, NVwZ-RR 1997, 319).
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Anhaltspunkte dafür, welche äußeren Umstände als Indizien zur Beurteilung der inneren Tatsache des

Rückkehrwillens herangezogen werden können, lassen sich Art. 14 Abs. 1 Buchstabe d i.V.m. Abs. 3

und Anhang II VK entnehmen. Danach zählen zu den Dokumenten, anhand derer sich die Absicht des

Antragstellers, das Gebiet der Mitgliedstaaten zu verlassen, beurteilen lässt, unter anderem: die

Buchung eines Rückreise- oder Rundreisetickets, der Nachweis finanzieller Mittel im Wohnsitzstaat,

eines Arbeitsverhältnisses und von Immobilienbesitz sowie der Nachweis der Eingliederung im

Wohnsitzstaat anhand von Angaben zu familiären Bindungen und dem beruflichen Status.

Vorliegend bestehen begründete Zweifel an der Rückkehrbereitschaft der Kläger. Aufgrund der

erkennbaren äußeren Umstände und rechtlichen Rahmenbedingungen spricht vieles dafür, dass sie ein

Besuchsvisum zur Begründung eines auf Dauer angelegten Aufenthalts in der Bundesrepublik

Deutschland missbrauchen würden, um die familiäre Lebensgemeinschaft mit ihrem Ehemann bzw.

Vater herzustellen.

Die von den Klägern beabsichtigte Reise würde die derzeit in großem räumlichen Abstand vonein-

ander getrennt lebenden beiden Teile der aus den Eheleuten und ihrem einzigen gemeinsamen Kind

bestehenden Kernfamilie in Deutschland zusammenführen, wo der Ehemann bzw. Vater über einen

gesicherten Aufenthalt verfügt. Dieser Möglichkeit der Familienzusammenführung kommt eine

besondere Bedeutung zu, weil die Kläger derzeit keine Aussicht auf einen legalen Familiennachzug

haben. Denn im Nachzugsfall wäre der Lebensunterhalt der Kläger – was von ihnen als solches nicht

in Abrede gestellt wird – nicht gesichert, da ihr Ehemann bzw. Vater bereits seinen eigenen Lebens-

unterhalt nicht ohne Inanspruchnahme von Leistungen nach dem Zweiten Buch des Sozialgesetz-

buches bestreiten kann, wobei atypische Umstände, die ein Absehen vom Erfordernis der Lebens-

unterhaltssicherung als möglich erscheinen lassen könnten, weder vorgetragen noch sonst ersichtlich

sind (vgl. § 5 Abs. 1 Nr. 1 i.V.m. § 2 Abs. 3 AufenthG). Hinzu kommt, dass die Klägerin auch nicht

über die für einen Ehegattennachzug erforderlichen Deutschkenntnisse (§ 30 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Auf-

enthG) verfügt.

Gesichtspunkte von annähernd gleichem Gewicht, die positiv für die Rückkehrbereitschaft der Kläger

sprechen könnten, sind weder vorgetragen noch sonst ersichtlich. Zwar leben mit den Großeltern und

Eltern der Klägerin weiterhin nahe Verwandte der Kläger in der Ukraine. Demgegenüber wiegt jedoch

schwerer, dass bei einem Verbleib der Kläger in der Bundesrepublik Deutschland die aus Eltern und

Kind bestehende Kernfamilie vereinigt wäre, die typischerweise durch eine besonders intensive Ver-

bundenheit und Verantwortlichkeit gekennzeichnet ist. Da beide Kläger an ihren Visumsanträgen und

an ihrer Absicht, gemeinsam zu reisen, festhalten, ist es für das vorliegende Verfahren ohne Bedeu-

tung, ob sich an dieser Beurteilung etwas ändern würde, wenn allein die Klägerin ein Besuchsvisum

beantragen sollte, oder ob die Beklagte dann, wie die Kläger befürchten, von einem geplanten schlei-
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chenden Familiennachzug ausgehen würde. Soweit die Klägerin darauf verweist, bereits seit Jahren

erwerbstätig zu sein, erlaubt dies nicht den Schluss auf eine wirtschaftliche Verwurzelung in ihrem

Heimatland von maßgeblichem Gewicht. Auch wenn man die Angaben der Klägerin bei Visums-

antragstellung zu einem seinerzeit bestehenden, zwischenzeitlich beendeten Beschäftigungsverhältnis

als wahr unterstellt, ergibt sich, dass sie in einem überschaubaren Zeitraum nicht nur wiederholt ihre

Beschäftigungsstelle, sondern auch die Art ihrer beruflichen Tätigkeit – Buchhalterin bzw. Kinder-

garten-Erzieherin – gewechselt hat und dabei erhebliche Schwankungen ihrer Einnahmen hinnehmen

musste. Der Umstand, dass die Klägerin, die keine Angaben zu ihrem Ausbildungsstand und ihrer

beruflichen Qualifikation gemacht hat, nach eigenem Bekunden mit ihrem Sohn bei ihren Eltern lebt

und von ihrer Mutter unterstützt wird, deutet ebenso wie die von ihr vorgelegten Verdienstbescheini-

gungen darauf hin, dass ihr Erwerbseinkommen nicht wesentlich über das für den laufenden Lebens-

unterhalt Notwendige hinausgeht.

Dem danach begründeten Risiko einer rechtswidrigen Einwanderung ist ein umso größeres Gewicht

beizumessen, als die Kläger in Deutschland – vermittelt durch ihren Ehemann bzw. Vater – in den

Genuss von Sozialleistungen kämen. Denn die Beklagte hat ein legitimes Interesse daran, eine rechts-

widrige Einwanderung gerade auch wegen der damit verbundenen Belastung der öffentlichen Kassen

zu verhindern, auch wenn dies – wie von den Klägern eingewandt wird – mit sich bringt, dass sich ein

Visumsantragsteller, dessen Angehöriger in Deutschland in wirtschaftlich abgesicherten Verhältnissen

lebt, im Hinblick auf die Gewichtung der Folgen einer rechtswidrigen Einwanderung in einer günsti-

geren Ausgangslage befindet als ein Antragsteller, dessen Bezugsperson aktuell Sozialleistungen in

Anspruch nimmt. Eine andere Sichtweise ist auch nicht aufgrund des Hinweises der Kläger geboten,

früher oder später bestehe angesichts der angespannten allgemeinen wirtschaftlichen Lage für jeder-

mann das Risiko, Sozialleistungen in Anspruch nehmen zu müssen. Denn es macht für die Bewertung

der Folgen der missbräuchlichen Nutzung eines Besuchsvisums zu einem Daueraufenthalt einen

Unterschied, ob lediglich eine generell bestehende Möglichkeit der Inanspruchnahme von Leistungen

nach dem Zweiten oder Zwölften Buch des Sozialgesetzbuches besteht, oder ob sich das Risiko bereits

aktuell verwirklicht hat.

Auch der durch Art. 6 GG, Art. 8 EMRK und Art. 7 GRCh gewährte Schutz von Ehe und Familie

gebietet keine andere Risikobewertung, da es den Klägern zugemutet werden kann, die Kontakte zu

ihrem Ehemann bzw. Vater im gemeinsamen Heimatland zu pflegen. Dem Ehemann bzw. Vater der

Kläger, dessen freie Entscheidung es war, im Jahr 2004 ohne seinen Sohn und dessen Mutter zur

Begründung eines dauerhaften Aufenthalts in die Bundesrepublik Deutschland einzureisen, steht es –

wie die Kläger selbst einräumen – frei, Frau und Kind im gemeinsamen Heimatland einen Besuch

abzustatten, ohne dabei einer konkreten Gefährdungs- oder Verfolgungsgefahr ausgesetzt zu sein.

Keine der vorstehend zitierten Vorschriften zum Schutz des Ehe- und Familienlebens vermittelt den

Klägern in dieser Konstellation das Recht, zur Eröffnung einer beidseitigen Besuchsmöglichkeit in die
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Bundesrepublik Deutschland einzureisen und sich dort aufzuhalten (vgl. BVerwG, Urteil vom 30.

März 2010, a.a.O. Rn. 29 ff. zum Schutz von Ehe und Familie im Fall des Ehegattennachzugs). Dies

gilt auch unter Berücksichtigung des Umstandes, dass der erstrebte Besuchsaufenthalt nach den

Angaben der Klägerin bei Antragstellung (auch) dazu dienen soll, die Lebensbedingungen ihres Ehe-

mannes bzw. Vaters im Hinblick auf einen etwaigen Familiennachzug abzuschätzen.

Nach alledem würde die Risikobewertung zu keinem anderen Ergebnis führen, wenn die Kläger – wie

von ihrem Prozessbevollmächtigten im Verhandlungstermin in Aussicht gestellt – aktuelle Rückreise-

tickets vorlegen würden.

cc) Steht der begehrten Erteilung von Visa an die Kläger mithin bereits das Risiko der rechtswidrigen

Einwanderung entgegen, bedarf es keiner Erörterung, ob die Klägerin zum Zweck der Erlangung eines

Aufenthaltstitels bei Visumsantragstellung trotz Belehrung über die Rechtsfolgen falsche Angaben zu

ihrem Beschäftigungsverhältnis gemacht hat (vgl. § 5 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG i.V.m. § 55 Abs. 2 Nr. 1

AufenthG) und ob sie aus diesem Grund gegebenenfalls eine Gefahr für die öffentliche Ordnung der

Bundesrepublik Deutschland im Sinne von Art. 5 Abs. 1 Buchstabe e SGK darstellt.

2. Die Klage hat auch mit dem Hilfsantrag keinen Erfolg. Da sich das Klagebegehren – wie bereits im

Hinblick auf die Zulässigkeit der mit dem Hauptantrag verfolgten Verpflichtungsklage dargelegt –

nicht erledigt hat, ist die Fortsetzungsfeststellungsklage (§ 113 Abs. 1 Satz 4 VwGO in doppelt

analoger Anwendung) vorliegend nicht statthaft.

3. Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 2 VwGO. Die Entscheidung über die vorläufige Voll-

streckbarkeit beruht auf § 167 Satz 1 VwGO in Verbindung mit § 708 Nr. 10, § 711 der Zivilprozess-

ordnung.

Die Revision wird gemäß § 132 Abs. 2 Nr. 1 VwGO zugelassen, weil das Verfahren im Hinblick auf

die nunmehr nach Maßgabe des Visakodex zu beurteilenden Voraussetzungen für die Erteilung eines

Schengen-Visums bei Zweifeln an der Rückkehrbereitschaft grundsätzliche Bedeutung hat.


